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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Im April 2019 lancierte ein Komitee um Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU) und
Nationalrat Lukas Reimann (svp, SG) eine Volksinitiative «Ja zur Abschaffung der
Zeitumstellung». Dem Komitee angehörig war ebenfalls der Bauer Armin Capaul,
welcher zuvor mit seiner Hornkuh-Initiative Bekanntheit erlangt hatte.
Die nun eingereichte Initiative verlangte, dass in der Schweiz ganzjährig die
mitteleuropäische Zeit gelten und auf eine «Zeitumstellung von Winter- auf
Sommerzeit und umgekehrt» verzichtet werden soll. Bei einer Annahme der Initiative
würde somit per 1. Januar des Jahres nach der erfolgten Abstimmung dauerhaft die
Winterzeit beibehalten werden.
Als Begründung für ihr Anliegen fügte Estermann bei der Präsentation der Initiative an,
dass die Zeitumstellung beispielsweise für das menschliche Hormonsystem eine
Belastung darstelle. Sie bevorzuge es deshalb, von der «Normalzeit» und nicht von der
mit Dunkelheit assoziierten Winterzeit zu sprechen, wie das St. Galler Tagblatt
berichtete. Der Bergbauer Capaul hob unterdessen hervor, dass sich Bauern an der
Winterzeit und nicht an der Sommerzeit orientieren würden: Man könne nicht früher
heuen, wenn noch «Schatten oder Tau auf der Wiese» liege, weshalb die Sommerzeit
für die Landwirtschaft in der Praxis nicht funktioniere.
Im Oktober berichtete die Sonntagszeitung, dass die Unterschriftensammlung laut dem
Initiativkomitee «hervorragend» laufe und schon «Tausende Unterschriften»
zusammengekommen seien. Die Sammelfrist für die Initiative dauert bis zum 9. Oktober
2020, wird jedoch aufgrund des Corona-bedingten Fristenstillstands verlängert.

Bereits 2010 und 2016 hatte Estermann im Parlament Motionen zur Abschaffung der
Zeitumstellung eingereicht, doch waren diese damals mit der Begründung abgelehnt
worden, die Schweiz dürfe nicht zur Zeitinsel innerhalb Europas werden. Dieses
Argument könnte bald an Gültigkeit verlieren, denn zu Beginn des Jahres sprach sich
eine Mehrheit im EU-Parlament für eine Abschaffung der Zeitumstellung per 2021 aus –
allerdings müssen sich die EU-Staaten erst darüber einig werden, ob sich die Winter-
oder Sommerzeit durchsetzen soll. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.03.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Stimmung in der Bevölkerung

Dans une motion déposée en mars 2021, le député UDC Lukas Reimann (udc, SG)
demandait la suspension d'un concours d'art contemporain suscitant selon lui
l'incompréhension de la population. Lancé par la commission fédérale d'art (CFA), ce
concours a pour but de décorer la paroi nord du Palais fédéral d'une œuvre artistique,
dont l'inauguration aurait lieu en 2023, pour les 175 ans de la Constitution fédérale. Son
coût, CHF 500'000, était aux yeux du motionnaire trop élevé en ces temps de crise.
Reimann demandait donc la suspension du concours jusqu'à ce que les finances
fédérales recouvrent de la crise et affichent à nouveau un excédent. La motion a été
rejetée par le Conseil national, par 124 voix contre 60, suivant ainsi la recommandation
du Bureau-CN, qui soulignait que ce concours est aussi un moyen de soutenir les
milieux culturels, fortement affectés par la crise de Covid-19. 2

MOTION
DATUM: 10.06.2021
MATHIAS BUCHWALDER
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Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Es gebe Parlamentsmitglieder, «die lieber an einem Rettungspaket für sich selber
arbeiten», statt das Land aus der Corona-Krise zu bringen, kritisierte der Sonntags-
Blick Mitte April 2020. Stein des medialen Anstosses war die bei der
Verwaltungsdelegation platzierte Forderung einzelner Parlamentarierinnen und
Parlamentarier, trotz abgebrochener Frühlingssession und ausgefallener
Kommissionssitzungen Taggelder auszubezahlen. Als «ziemlich dreiste Forderung»
bezeichnete der Tages-Anzeiger diese Anfrage. Es sei eine «Frage des Charakters»:
Politikerinnen und Politiker müssten sich vielmehr solidarisch zeigen und auf einen Teil
ihres Lohnes verzichten – zugunsten von Menschen, die wirklich um ihre Existenz
bangen müssten, so der Kommentar.
Ebendiese Forderung stellte dann Lukas Reimann (svp, SG) in der ausserordentlichen
Session Anfang Mai 2020 in Form eines Ordnungsantrags. Konkret verlangte er vom
Nationalrat, auf die Hälfte der Taggelder aus der anstehenden Sondersession zu
verzichten, um ein Zeichen der Solidarität zu setzen. Dies sei zudem eine Möglichkeit,
wenigstens einen ganz kleinen Teil der in dieser Session beschlossenen Ausgaben
einzusparen, und könne auch als Beweis der «Volksnähe des Parlaments» gedeutet
werden. Mit 126 zu 49 Stimmen bei 13 Enthaltungen wurde der Ordnungsantrag
abgelehnt. Die Zustimmung kam vorwiegend aus der SVP-Fraktion; Ja-Voten und
Enthaltungen gab es aber auch in allen anderen Fraktionen. 

Die Sonntags-Zeitung bezeichnete es als «erstaunlich, wer den Antrag alles abgelehnt
hat». Zwar seien die Führungskräfte der SVP hinter dem Solidarbeitrag gestanden,
zudem habe es bei der SP immerhin vier und bei den Grünen eine Ja-Stimmen gegeben,
betonte die Zeitung. «Viele bekannte Politiker [...], selbst solche, die bei den
Superreichen gerne eine Sondersteuer eintreiben möchten», hätten allerdings gegen
die rund CHF 132'000 gestimmt, die mit Annahme des Ordnungsantrags eingespart
worden wären. Selbst bei der SVP hätten einige Fraktionsmitglieder ein Nein eingelegt.
Die meisten Nationalrätinnen und Nationalräte seien wohl der Meinung gewesen, dass
sie mit «rund 70'000 Franken pro Jahr» nicht «übertrieben viel» verdienten, so die
Sonntags-Zeitung. Vor der Abstimmung hatte Nationalratspräsidentin Isabelle Moret
(fdp, VD) überdies darauf hingewiesen, dass die Forderung von Lukas Reimann nicht als
Ordnungsantrag hätte eingereicht werden dürfen, weil sie einen Gesetzestext tangiere.
Es müsse also vielmehr eine parlamentarische Initiative eingereicht werden. Sie lud
deshalb die Nationalrätinnen und Nationalräte ein, «à rejeter la motion d'ordre
Reimann Lukas, car elle viole la loi». Natürlich sei es jedem Parlamentsmitglied
trotzdem freigestellt, einen Teil der eigenen Taggelder zu spenden, schloss Moret. Ob
und wer dies in der Folge getan hat, war freilich nicht mehr Gegenstand medialer
Recherche. 3

ANDERES
DATUM: 04.05.2020
MARC BÜHLMANN

Auch Lukas Reimann (svp, SG) wollte mit einer parlamentarischen Initiative zur Stärkung
der Krisenresistenz des Parlaments beitragen. Um in Zukunft Absagen oder Unterbrüche
von Sessionen zu vermeiden – Reimann spielte auf den Covid-19-bedingten Abbruch
der Frühlingsssession 2020 an – müsse das Parlamentsgesetz so revidiert werden, dass
andere Tagungsorte als Bern und eine Teilnahme an Sessionen mittels zeitgleicher Bild-
und Tonübertragung ermöglicht werden. 
Die Sicherstellung einer beschlussfähigen Bundesversammlung war auch ein Anliegen
der SPK-NR, die der Initiative Reimann wie auch einer ähnlichen Idee von Thomas
Brunner (glp, SG; Pa.Iv. 20.423) einstimmig Folge gab. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.05.2020
MARC BÜHLMANN

Zusätzlich zu den zahlreichen Vorstössen, mit denen das Parlament auch in
Krisenzeiten handlungsfähig bleiben soll und die im Herbst 2020 noch der Behandlung
harrten, wollte die SPK-NR mit einer parlamentarischen Initiative rasch
Voraussetzungen für eine virtuelle Teilnahme an Abstimmungen im Parlament
schaffen. Die Kommission fasste Ende Oktober 2020 ihren Entschluss für eine
temporäre Regelung, mit der auch jene Parlamentsmitglieder an Abstimmungen
teilnehmen könnten, die aufgrund von Covid-19 in Quarantäne oder Isolation sind und
bei denen deshalb eine physische Präsenz nicht möglich ist. Die Ratsdebatte könne per
Live-Stream verfolgt und die Stimme mittels sicherem Verfahren aus der Distanz
abgegeben werden, so die Vorstellung der SPK-NR. Damit könnte auch allfälligen,
krankheitsbedingten Verzerrungen der Stimmverhältnisse vorgebeugt werden. 
Zwar beugte sich die SPK-SR der Dringlichkeit des Anliegens, indem sie es nur 18 Tage

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.11.2020
MARC BÜHLMANN
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nach Einreichen durch die Schwesterkommission behandelte, dem Anliegen selber
wollte sie aber keine Folge geben. Mit 7 zu 6 Stimmen zwar nur knapp äusserte sie vor
allem staatspolitische Bedenken: Eine Ratsdebatte müsse nicht nur verfolgt und
darüber abgestimmt werden; ein der Abstimmung vorangehender Austausch zwischen
Parlamentsmitgliedern sei ebenfalls bedeutender Bestandteil des
Entscheidungsprozesses. Dieser verlange aber die physische Präsenz der
Ratsmitglieder, so die Begründung.
Der Vorstoss, der schon in der Wintersession 2020 hätte umgesetzt werden sollen, war
damit vom Tisch, nicht aber das Thema selber, das Inhalt weiterer Vorstösse darstellte.
Diese beinhalteten etwa Vorschläge für virtuelle Sitzungen bzw. Sitzungsteilnahmen (Pa.
Iv. Reimann [svp, SG; 20.479]) oder für alternative Arbeitsrhythmen (Pa. Iv. Marra [sp,
VD; 20.476]). Zudem doppelte die SPK-NR kurz nach der Absage ihrer
Schwesterkommission mit einem neuerlichen, dringlichen Vorstoss nach. 5

Die Covid-19-Pandemie bzw. der Abbruch der Frühlingssession 2020 habe vor Augen
geführt, dass das Parlament in Krisensituationen nicht zuverlässig funktioniere. Mit
dieser Begründung wurden zahlreiche Vorstössen eingereicht, mit denen eine höhere
Krisenresistenz des Parlaments zu erreichen versucht wurde. Darunter fand sich eine
parlamentarische Initiative von Thomas Brunner (glp, SG), der situationsgerechte
Flexibilisierungsmöglichkeiten für den Parlamentsbetrieb bei aussergewöhnlichen
Umständen forderte. Konkret soll die Arbeitsorganisation so angepasst werden, dass
«das Klumpenrisiko» der «gleichzeitigen Versammlung aller Volksmandatierten am
selben Ort» verringert werden kann. Brunner nannte «Stimmabgaben aus Home-
Offices» oder «regionale Parlamentsteile», die örtlich getrennt tagen, als mögliche
Beispiele. 
Die SPK-NR sah die Notwendigkeit für entsprechende Überlegungen und gab der
parlamentarischen Initiative Brunner, wie auch einer ähnlichen Idee von Lukas Reimann
(svp, SG; Pa.Iv. 20.479), einstimmig Folge. Mit 14 zu 11 Stimmen empfahl die SPK-NR
darüber hinaus, auch einer parlamentarischen Initiative von Katja Christ (glp, BS; Pa.Iv.
20.425) Folge zu geben, die ganz konkret Gesetzesgrundlagen für einen digitalen
Parlamentsbetrieb forderte. Zur Ablehnung empfahl die Kommission hingegen die
Forderung, dass eine digitale Teilnahme an Sitzungen geringer entschädigt werden soll
als eine Teilnahme vor Ort, wie dies von einer parlamentarischen Initiative von Gregor
Rutz (svp, ZH; Pa.Iv. 20.431) gefordert wird. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.05.2021
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Lukas Reimann (svp, SG) reichte im Mai 2020 ein Postulat ein, um die
Auslandsabhängigkeit der Schweiz zu vermindern, damit diese souveräner und
krisenresistenter werde. Er forderte vom Bundesrat einen Bericht über den «Stand der
Ausland-Abhängigkeit» der Schweiz und mögliche Massnahmen zur Verminderung
ebenjener. Laut Reimann habe die Covid-19-Pandemie aufgezeigt, wie abhängig man
von ausländischen Lieferketten sei, weshalb viele Unternehmen nun auf lokale
Lösungen umstellen wollten. Dieses Umdenken müsse auch beim Bund stattfinden, so
der SVP-Nationalrat. Die zu prüfenden Bereiche umfassen: die
Nahrungsmittelversorgung; die Strom- und Wasserversorgung; unabhängige Daten und
Kommunikationsnetze; die Unabhängigkeit von Währung und Nationalbank; die
Abhängigkeit von Primärrohstoffen; die Gesundheitsversorgung und
Medikamentenproduktion; Grenzkontrollen und Abhängigkeit von Zuwanderung; sowie
weitere Bereiche in denen der Bundesrat Abhängigkeitsverhältnisse feststelle. 
In seiner Stellungnahme im August 2020 zeigte sich der Bundesrat bereit, die
Bedeutung der internationalen Vernetzung für die Versorgungssicherheit zu
analysieren. Für die Schweiz sei es als kleine Binnenwirtschaft aber weder möglich,
noch erstrebenswert, sich in allen Bereichen autark zu versorgen. Der Bundesrat
beantragte nichtsdestotrotz die Annahme des Postulats. 7

POSTULAT
DATUM: 26.08.2020
AMANDO AMMANN
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In der Herbstsession 2020 war das Postulat Reimann (svp, SG) «Auslandsabhängigkeit
der Schweiz vermindern, souveräner und krisenresistenter werden» von Felix
Wettstein (gp, SO) bekämpft worden, weshalb es erst in der Wintersession desselben
Jahres im Nationalrat behandelt werden konnte. Dort plädierte der Postulant erneut
dafür, dass die Schweiz sich resistenter machen müsse, um dadurch auch besser auf
zukünftige Pandemien vorbereitet zu sein. Er richtete sich in seiner Ansprache vor
allem an die Fraktion der Grünen und hob daher auch die Verminderung der
Abhängigkeit von Primärrohstoffen hervor. Bundesrat Parmelin empfahl dem
Nationalrat ebenfalls die Annahme des Postulats, weil die Covid-19-Pandemie gezeigt
habe, wie wichtig die Versorgungssicherheit sei. Obwohl man in der jetzigen Krise keine
ernsthaften Engpässe erlebt habe, sei der Bundesrat gewillt, aus der Krise zu lernen und
notwendige Massnahmen zu ergreifen. Aufgrund verschiedener parlamentarischer
Interventionen würden das BAG und das BWL Berichte erarbeiten, um das derzeitige
System der Versorgungssicherheit in ihren jeweiligen Bereichen zu überprüfen.
Parmelin verwies auch auf die verwandten Motionen Häberli-Koller (cvp, TG; Mo.
20.3268) und der Mitte-Fraktion (Mo. 20.3245), welche ähnliche Forderungen gestellt
hatten, jedoch ohne vorhergehende Bedarfsanalyse. 
Der Nationalrat nahm das Postulat in einem ersten Durchgang mit 90 zu 89 Stimmen
(bei 5 Enthaltungen) an, musste die Abstimmung aber aufgrund technischer Probleme
wiederholen. Beim zweiten Versuch sprach er sich dann mit 87 zu 83 Stimmen (bei 17
Enthaltungen) gegen das Postulat aus. Ausschlaggebend für die Ablehnung waren die
zahlreichen Enthaltungen der SP-Fraktion sowie das Umschwenken mehrerer GLP-
Mitglieder. 8

POSTULAT
DATUM: 30.11.2020
AMANDO AMMANN
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